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Denn damit würden wir jeden Ansatz der Bürgerbe-
teiligung mit Füßen treten. 

(Beifall von den PIRATEN – Holger Müller 
[CDU]: Warum das denn?) 

Dass ein solcher Antrag von der CDU, der FDP und 
vielleicht auch der SPD kommt, das überrascht 
mich nicht. Aber dass sich ausgerechnet die Grü-
nen so vor den Karren spannen lassen, das über-
rascht mich. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Hört, hört! 
So ist es!) 

Für uns ist die Sache klar. Wir werden diesen An-
trag zu diesem Zeitpunkt selbstverständlich ableh-
nen. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Korrekt!) 

Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lamla. – Frau Ministerin Schulze 
spricht in Vertretung von Frau Ministerin Kamp-
mann. 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich freue mich darüber, dass 
es den Fraktionen gelungen ist, einen gemeinsa-
men Antrag zur Olympia 2024 zu beschließen. Ich 
würde mich der – wie Herr Müller sagte – überwie-
gend friedlichen Stimmung, die hier jetzt eingekehrt 
ist, auch gern anschließen und diesen Antrag von-
seiten der Landesregierung unterstützen. Die Lan-
desregierung hat schon an verschiedenen Stellen 
die Bewerbung unterstützt. Wir werden das in der 
kommenden Woche noch einmal auf der Konferenz 
der Sportministerinnen und Sportminister in Köln 
tun. 

Ganz grundsätzlich sind Olympische und Paralym-
pische Spiele ein Weltereignis, das im Land der 
Ausrichter enorme Kräfte freisetzen kann, und diese 
Kräfte werden besonders im und für den Sport mo-
bilisiert. Das wird man sicherlich auch nutzen kön-
nen, um das ehrenamtliche Engagement gerade 
junger Menschen im Sport zu stärken. Das wollen 
wir in Nordrhein-Westfalen tun, und das können wir 
gut mit vorbereitenden Veranstaltungen der Olympi-
schen und Paralympischen Spiele verbinden. 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass der gesamte Sport 
in Deutschland profitieren wird, wenn Hamburg 
nach dem Referendum Ende November weiterma-
chen darf und dann im Verfahren auch den Zu-
schlag erhalten würde. Es sind hier viele wichtige 
Dinge gesagt worden, die ich nicht noch einmal 
wiederholen möchte. Wir werden Hamburg weiter 
unterstützen, und wir werden zielgerichtet die 
Chancen nutzen, die sich aus der Olympiabewer-

bung ergeben, auch für das Land Nordrhein-
Westfalen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen mehr vor. Wir sind am Schluss der Aus-
sprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen erstens 
ab über den Änderungsantrag der Fraktionen von 
SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
Drucksache 16/10148. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag mit 
Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP gegen die Stimmen der Piraten und des frakti-
onslosen Abgeordneten Schwerd angenommen. 

Wir müssen dann über den Antrag der Fraktion der 
CDU Drucksache 16/10066 abstimmen. Die antrag-
stellende Fraktion der CDU hat direkte Abstimmung 
beantragt. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Antrag in der Form, so wie wir ihn gerade durch 
die Abstimmung geändert haben. Wir stimmen jetzt 
also über diesen geänderten CDU-Antrag Drucksa-
che 16/10066 ab. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Da haben wir das gleiche Ergebnis wie 
eben: Zustimmung zu dem Antrag Drucksache 
16/10066 in der soeben geänderten Fassung von 
SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP gegen die 
Stimmen der Piraten und des fraktionslosen Abge-
ordneten Schwerd.  

Jetzt rufe ich auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Wahlkreiseinteilung für die Wahl zum Landtag 
Nordrhein-Westfalen (Wahlkreisgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/9794 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/10095 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion dem Kollegen Herter das Wort. 

Marc Herter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich kann das kurz machen, weil die 
zum Teil etwas aufgeregten Wortmeldungen schon 
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am Anfang des Jahres anlässlich eines Berichts des 
Innenministers erfolgt sind. Danach hat, wie ich fin-
de, eine sehr konstruktive Gesprächsatmosphäre 
zwischen den Parlamentarischen Geschäftsführern 
geherrscht.  

Man hat mit dem hier vorliegenden und zur Ab-
stimmung stehenden Entwurf eines Wahlkreisge-
setzes in den einzelnen Punkten jedenfalls Lösun-
gen gefunden, mit denen wir alle im Ergebnis leben 
können. An der einen Stelle hat der oder der eine 
die größeren Bauchschmerzen. An der anderen 
Stelle hat der oder die eine größere Bauchschmer-
zen. So ist das bei Kompromissen.  

Kompromisse sind hinterher welche, bei denen wir 
bei dem Wahlkreisgesetz durchaus in der Lage 
sind, festzuhalten: Es lohnt sich, sich in allen Ein-
zelpunkten die Grenzen noch einmal anzusehen 
und Vergleiche zu ziehen. Wir finden hier einen Ge-
setzentwurf mit den zusätzlichen Änderungen vor, 
die der Hauptausschuss in seiner Sitzung am letz-
ten Donnerstag noch hinzugefügt hat. Dazu zählen 
technische Änderungen im Bereich Hilden und im 
Bereich Bonn.  

Für meine Fraktion kann ich Zustimmung empfeh-
len. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Herter. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Kollege Lienenkämper.  

Lutz Lienenkämper (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Uns liegt heute ein Ge-
setzentwurf vor, der aus unserer Sicht Licht und 
Schatten hat. Das Verfahren, wie wir zu ihm ge-
kommen sind, war ausdrücklich in Ordnung. Es war 
dasselbe Verfahren wie bei der letzten Änderung 
der Wahlkreise zwischen 2005 und 2010.  

Wir sind in den unterschiedlichen Gesprächen zu 
Veränderungen des Vorschlags des Innenministeri-
ums gekommen, aus unserer Sicht jedenfalls auch 
zu sehr guten Veränderungen. Andere Punkte sind 
allerdings aus unserer Sicht noch nicht so, wie wir 
uns das im Idealfall vorgestellt hätten. 

Wir wären schon der Auffassung gewesen, dass 
man gerade im Bereich Duisburg, wo wir mit einem 
erheblichen Rückgang der Bevölkerung zu tun ha-
ben, schon jetzt eine nachhaltige und zukunftsfeste 
Lösung hätte wählen können, indem man dort einen 
der Wahlkreise weggenommen und ihn woanders, 
wo das rechnerisch am besten gewesen wäre, ge-
schaffen hätte. Das wäre wahrscheinlich das Müns-
terland gewesen. So müssen wir das vermutlich 
prognostisch beim nächsten Mal anpacken. Man 
hätte es auch jetzt machen können.  

Das Gleiche gilt für das Bergische Städtedreieck. 
Man hätte vermeiden können, dass es jetzt eine Lö-

sung gibt, die Wahlkreise über die Grenzen von 
Regierungsbezirken schafft. Beides hätten wir vor-
zugswürdig und nachhaltiger gefunden. Das war al-
lerdings in den Gesprächen nicht möglich. 

Demgegenüber ist es gelungen, Verbesserungen 
auch aus unserer Sicht im Kreis Viersen zu erzielen. 
Wir haben aus unserer Sicht Verbesserungen im 
Rhein-Sieg-Kreis erzielt, sodass Verbesserungen 
Positionen gegenüberstehen, die wir unglücklich 
finden. 

Deswegen können wir dem Gesetzentwurf auch 
nicht zustimmen. Das Unglückliche ist aber nicht so, 
dass das Glückliche dadurch an den anderen Ecken 
zerstört würde. Deswegen kommen wir hier im 
Endergebnis zu einer Enthaltung. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herzlichen 
Dank, Herr Kollege Lienenkämper. – Für die Frakti-
on der Grünen spricht Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich will 
mich auch am Anfang für die Gesprächsatmosphäre 
und die konstruktiven Gespräche untereinander be-
danken. 

Ja, es ist ein Geben und Nehmen. Aber wir waren 
uns miteinander einig, wirklich nur das verändern zu 
wollen, was zwingend notwendig ist, und weitere 
Entwicklungen miteinander abzuwarten. Da hat es 
unterschiedliche regionale Akzente gegeben. Wir 
wollten auch „minimalinvasiv“ vorgehen und jetzt 
nicht die ganze Landschaft durcheinanderwirbeln. 
Auch das ist gelungen.  

Dass wir vor allen Dingen auch nachvollzogen ha-
ben, was sich an kommunalen Wahlkreisen verän-
dert hat, ist eine technische Angelegenheit, die wir 
noch eingewoben haben.  

Daher können wir gut gerüstet in die nächsten Jahre 
hineingehen und schauen, wie die Entwicklungen 
wirklich sein werden und das dann vornehmen. Es 
sind immer tiefe Eingriffe. Das muss gut miteinander 
„ausgemendelt“ werden. Das ist auch in der Fläche 
diskutiert worden. Die Rückmeldungen dazu sind 
äußerst positiv. 

Licht und Schatten, hat der Kollege Lienenkämper 
gesagt – aber ein tragfähiger Kompromiss für alle 
Seiten. Daher werden wir dem Gesetzentwurf heute 
mit Freude zustimmen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Angela Freimuth. 
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Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Der Zuschnitt von Wahlkreisen berührt die essenti-
ellen Grundlagen der Demokratie. Wahlrechts-
gleichheit bedeutet nicht nur abstrakt den grund-
sätzlich gleichen Zähl- oder Erfolgswert abgegebe-
ner Stimmen, sie bedeutet in diesem Zusammen-
hang auch, dass sich die Zahl der Stimmberechtig-
ten, die in einem bestimmten geografischen Gebiet 
einen Kandidaten oder eine Kandidatin in das Par-
lament wählen, nicht substantiell voneinander un-
terscheiden darf.  

Deshalb ist es natürlich notwendig, die Einteilung 
der Landtagswahlkreise gelegentlich anzupassen, 
um sie mit einer möglichst vergleichbaren Zahl an 
Wahlberechtigten zu versehen. Über entsprechende 
Anpassungsnotwendigkeiten hatte das Innenminis-
terium im vergangenen Winter berichtet.  

Dabei entstand der Eindruck, sich nicht auf die de-
mografisch notwendigen Anpassungen beschränkt 
zu haben, sondern auch andere Wahlkreise ohne 
Not umgestaltet zu haben. Meine Fraktion hat sei-
nerzeit mit Blick unter anderem auf die Vorschläge 
zum Wahlkreis 68 in Essen und den Wahlkreiszu-
schnitt in Viersen, aber auch auf zahlreiche andere 
Wahlkreiszuschnitte ihre Position und Anregungen 
für das Gesetzgebungsverfahren formuliert.  

Wir haben inzwischen den Antrag zurückgenom-
men, weil in den konstruktiven Gesprächen mit den 
anderen Fraktionen – hierfür sei gedankt – und 
auch mündend in den vorliegenden Gesetzentwurf 
viele unserer Anregungen aufgenommen werden 
konnten. Für die genannten Wahlkreise Essen und 
Viersen ist das zu unserem großen Bedauern nicht 
gelungen. Der Neuzuschnitt dieser beiden Wahl-
kreise ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar 
und entspricht auch nicht den gewachsenen örtli-
chen Zusammenhängen. Insofern halten wir unsere 
Kritik aufrecht und können dem Gesetzentwurf nicht 
zustimmen, sondern werden uns als Fraktion der 
Stimme enthalten. 

Ich erlaube mir an der Stelle, uns in Erinnerung zu 
rufen, dass die Wahlkreiseinteilung nie den verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz der Wahlrechtsgleich-
heit aus den Augen verlieren sollte, ganz unabhän-
gig im Übrigen von der jeweiligen politischen Cou-
leur. Anderenfalls liefen wir Gefahr wie zum Beispiel 
in den USA, wo durch das aus politischen Gründen 
erlaubte Gerrymandering letztlich nur wenige Wahl-
kreise landesweit politisch umstritten sind und über-
haupt ein Wechselpotenzial aufweisen.  

Die sich daraus ergebende Konsequenz einer Fo-
kussierung und Konzentration des Wahlkampfes 
und des politischen Diskurses trägt eher nicht dazu 
bei, den Bürgern den Eindruck zu vermitteln, es 
komme auf ihre Stimme entscheidend an. Das ist 
aber wesentlich und wünschenswert für eine leben-
dige und von den Bürgerinnen und Bürgern breit ge-

tragene parlamentarische Demokratie. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Freimuth. – Für die Fraktion der Pira-
ten spricht der Kollege Marsching.  

Michele Marsching (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer auf der Tribüne und zu Hause! Ein 
Aufregerthema, wie wir merken! Ich habe einen Ar-
tikel über das Gerrymandering ausgedruckt und 
wollte ihn jetzt vorlesen. – Nein, wollte ich natürlich 
nicht. Es ist alles gesagt, nur noch nicht von jedem. 
SPD und CDU sind sich insoweit einig, als dass das 
Ergebnis – der Kollege Lienenkämper hat es gerade 
gesagt – nicht ideal ist, aber am Ende gibt es zu-
mindest keine Ablehnung.  

Wir Piraten als neutrale Beobachter dieses ganzen 
Prozesses können sagen: Das ist irgendwie die zar-
teste Enthaltung, seit es Schokolade gibt. So wer-
den wir uns auch verhalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank. – 
Für die Landesregierung spricht Herr Minister Jäger.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Landesregierung verweist auf den Ge-
setzentwurf und empfiehlt Zustimmung.  

(Beifall von der SPD)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir sind am Schluss der Aussprache. 

Vor der Abstimmung weise ich darauf hin, dass die 
Abgeordneten Brockes und Witzel von der Fraktion 
der FDP gemäß § 47 Abs. 2 unserer Geschäfts-
ordnung dem Sitzungsvorstand eine kurze schrift-
liche Begründung zu ihrer Abstimmung über-
reicht haben. Diese werden in das Plenarprotokoll 
aufgenommen. (Siehe Anlage 1) 

Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass der Ab-
geordnete Schemmer von der Fraktion der CDU 
um Erteilung des Wortes zur Abgabe einer Erklä-
rung zur Abstimmung gemäß § 47 Abs. 1 unserer 
Geschäftsordnung gebeten hat. Nach dieser Vor-
schrift soll die Erklärung, Herr Kollege, höchstens 
drei Minuten dauern. – Ich erteile dem Herrn Kolle-
gen Schemmer das Wort.  

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ich versuche, 
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die vorgegebenen drei Minuten deutlich zu unter-
schreiten. Ich gebe die Erklärung gleichzeitig im 
Namen des Kollegen Tenhumberg ab.  

Wir haben 128 Wahlkreise in Nordrhein-Westfalen. 
Sie sind eigentlich unter Beachtung gesetzlich wei-
terer Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel Ver-
waltungsgrenzen, gleich groß aufzuteilen. Es sind 
im Übrigen genau doppelt so viele wie Bundes-
tagswahlkreise.  

Um meine Ausführungen nicht in die Länge zu zie-
hen, will ich das Augenmerk auf zwei Regionen rich-
ten.  

Dem Münsterland stehen nach der Einwohnerzahl 
12,03 Wahlkreise zu, und zwar aufgrund der positi-
ven Einwohnerentwicklung der vergangenen Jahr-
zehnte. Das Münsterland hat aber nur elf Wahlkrei-
se. Der Stadt Duisburg stehen 3,3 Wahlkreise zu. 
Sie hat aber vier. Mehrere angrenzende Wahlkreise 
haben ebenfalls eine unterdurchschnittliche Bevöl-
kerungszahl. Anstatt, wie es die Einwohnerzahlen 
zeigen, Duisburg einen überzähligen Wahlkreis 
wegzunehmen und dem Münsterland den zwölften 
Wahlkreis zuzugestehen, wie es im Übrigen bis 
2000 auch der Fall war, wird so lange an den Wahl-
kreisgrenzen auch über Kreisgrenzen hinaus hin- 
und hergeschoben, bis die einzelnen Defizite in den 
Wahlkreisen unter den gesetzlich vorgegebenen 
20 % liegen.  

Nun haben wir heute Morgen den Kollegen Stinka 
im Landtag verpflichtet. Bei der Beratung über die 
Wahlkreiseinteilung hat er als Generalsekretär reine 
SPD-Positionen vertreten, um der Stadt Duisburg 
die vier Wahlkreise zu erhalten, die ihr ja aufgrund 
der Einwohnerzahl nicht zustehen. Auch von einem 
neuen Landtagsabgeordneten aus dem Münster-
land erwartet die Bevölkerung, dass er die berech-
tigten Interessen der Region wahrnimmt und sich 
dafür einsetzt, aber bei der SPD kam immer erst die 
Partei, und dann kamen die Interessen der Region.  

Ich kann nur sagen: Diesem Wahlgesetz stimmen 
wir nicht zu.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schemmer. Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Hauptausschuss 
empfiehlt in Drucksache 16/10095, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/9794 in der Fassung seiner 
Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit zur 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung Druck-
sache 16/10095 und nicht über den Gesetzentwurf. 
Wer seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann nicht zustim-
men? – Wer enthält sich der Stimme? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung Drucksache 16/10095 
angenommen, und der Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/9794 in der Fassung der Beschlüsse des 
Hauptausschusses in zweiter Lesung mit den 

Stimmen der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Nein-Stimmen der Kollegen Schemmer, 
Witzel, Brockes und Wegener bei Enthaltung der 
CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion, der Fraktion der 
Piraten und des fraktionslosen Abgeordneten 
Schwerd in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf:  

18 Dem Hass und Terror gegen Flüchtlinge, Hel-
fer und Verantwortliche entschieden entge-
genstellen! 

Antrag 
des Abg. Daniel Schwerd (fraktionslos) 
Drucksache 16/10055 – Neudruck 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/10147 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem frakti-
onslosen Abgeordneten Schwerd das Wort.  

Daniel Schwerd (fraktionslos): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren auf der Tribüne und an den Bildschir-
men. Transitzonen – das ist ein schönes Beispiel für 
Politik-Sprech, also die Kunst, etwas mit einem 
wohlklingenden Namen zu bezeichnen, der von der 
tatsächlichen Bedeutung ablenken soll.  

Transit heißt eigentlich Übergang oder Durchgang. 
Eine Transitzone ist also ein Bereich, den man 
durchquert, um in eine andere Gegend zu gelan-
gen.  

Doch das ist eine Lüge. Bei den Transitzonen, die 
wir hier heute Morgen debattiert haben, handelt es 
sich um das genaue Gegenteil. Diese Zonen sollen 
Flüchtlinge gerade nicht durchqueren, sondern sie 
sollen aufgehalten werden; auf engstem Raum ein-
gesperrt und möglichst umgehend wieder zurück-
geschickt werden. Das ist keine Transitzone, das ist 
ein Aussperrlager.  

Das ist alles andere als Willkommenskultur. Das ist 
das Gegenteil von menschenwürdig. Damit beugt 
man sich den Hetzern und Scharfmachern, den 
Asylfeinden und Rassisten. Damit ermutigt man die 
Scharfmacher, die vom Schusswaffeneinsatz gegen 
Flüchtlinge faseln, den geistigen und den tatsächli-
chen Brandstiftern.  

Nacht für Nacht erleben wir einen sich steigernden 
Terror gegen andere Menschen. Er reicht von Hass 
und Volksverhetzung auf Plakaten bei den soge-
nannten Spaziergängen über Bedrohung politisch 
verantwortlich handelnder verantwortlicher Perso-
nen bis hin zu Attentaten auf Flüchtlinge, Helfer und 
Politiker. Das soll Angst und Schrecken verbreiten, 
um einen politischen Wandel in der Asylpolitik her-
beizuführen. Die Flüchtlingsbeauftragte der Bundes-
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Anlage 1 

Zu TOP 17 – „Gesetz zur Änderung des Geset-
zes über die Wahlkreiseinteilung für die Wahl 
zum Landtag Nordrhein-Westfalen (Wahlkreisge-
setz)“ – von Dietmar Brockes (FDP) und Ralf 
Witzel (FDP) nach § 47 Abs. 2 GeschO zu Pro-
tokoll gegebene schriftliche Begründung ih-
rer Abstimmung 

Dietmar Brockes (FDP):  

Die Koalitionsfraktionen haben mit LT-DS 
16/9794 ein Wahlkreisgesetz für die kommende 
Landtagswahl 2017 initiiert, das auf der Vorlage 
16/2641 von Innenminister Ralf Jäger (SPD) ba-
siert, mit der dieser an verschiedenen Stellen im 
Land Vorschläge für einen Neuzuschnitt der 
Wahlkreise unterbreitet.  

In Reaktion darauf hat die FDP-Landtagsfraktion 
zu den folgenreichsten Verwerfungen bei Umset-
zung dieser Empfehlungen ihrerseits eine Bewer-
tung in LT-DS 16/8135 durch Vorlage des eige-
nen Antrags „Gegen einen willkürlichen und par-
teipolitisch motivierten Wahlkreiszuschnitt“ vor-
genommen, die der Unterzeichner dieser Erklä-
rung als namentlicher Mitantragsteller unterstützt.  

SPD und Grüne sind in darauf folgenden Ge-
sprächen mit den anderen Fraktionen nicht allen 
Vorschlägen ihres Innenministers gefolgt, sodass 
die aktuelle Abstimmung über das Wahlkreisge-
setz landesweit erfreulicherweise nicht so 
schlimm und gravierend ausfällt, wie dies der In-
nenminister ursprünglich beabsichtigt hat. An 
mehreren Stellen sind die Vorschläge des In-
nenministers verworfen worden. 

Für das örtliche Zuständigkeitsgebiet meines 
Heimatkreises Viersen gibt es seitens der Koaliti-
onsfraktionen nicht die Bereitschaft, den land-
schaftlich sowie sozialräumlich bestehenden Zu-
sammenhang im Kreis Viersen zu erhalten.  

Diesen massiven Eingriff in die Wahlkreiseintei-
lung, den ich noch nie so eklatant erlebt habe, 
halte ich persönlich für grundfalsch und kann ihn 
nur ablehnen: 

Mit dem neuen Wahlkreisgesetz wird der Wahl-
kreis Viersen II aufgeteilt. Die Stadt Tönisvorst 
soll ab der Landtagswahl 2017 an den neu gebil-
deten Wahlkreis Krefeld I – Viersen III ange-
schlossen werden.  

Mit dieser Neueinteilung wollen die Koalitions-
fraktionen die sinkenden Einwohnerzahlen der 
Stadt Krefeld und die damit verbundene unter-
schrittene Zahl der Mindesteinwohner je Wahl-
kreis ausgleichen.  

Während Städte wie Krefeld und Duisburg bei ih-
ren Einwohnerzahlen signifikante Abweichungen 

für die Aufstellung der Wahlkreiszuschnitte bei 
den nächsten Landtagswahlen ausweisen, hat 
der Kreis Viersen nur außerordentlich geringe 
Abweichungen zu verzeichnen, die nach § 13 
Abs. 2 LWahlG keinerlei Änderungen der Wahl-
kreiszuschnitte bedürfen. Für die Bürgerinnen 
und Bürger im Kreis Viersen ist es daher nicht 
hinnehmbar, dass der ländliche Raum des Krei-
ses Viersen als Verteilmasse für schrumpfende 
Städte hinhalten muss. Nach den Ausführungen 
des Gesetzentwurfes LT-DS 16/9794, S. 14 
gleicht die Stadt Tönisvorst die Einwohner-
Abweichung in Krefeld auf nahezu 0 % aus, wäh-
rend der Wahlkreis Viersen II von einem Über-
schuss von fast 13 % auf eine Abweichung von 
fast minus 10 % fällt. 

Entgegen allen Traditionen, bei der Wahlkreis-
festlegung den landschaftlich sowie sozialräum-
lich bestehenden Zusammenhängen Rechnung 
zu tragen, wird nun erstmalig seit Bestehen des 
Wahlkreises Viersen II eine Kommune aus dem 
Landkreis Viersen herausgerissen.  

Der ländliche Raum in Tönisvorst weist eine völ-
lig andere Wählerstruktur auf als die der Stadt 
Krefeld, und auch die spezifischen Herausforde-
rungen und Themenfelder für den ländlichen 
Raum haben nur wenige Schnittmengen mit de-
nen der Stadt Krefeld. Folglich werden künftig die 
Bedürfnisse des ländlichen Raumes in Tönisvorst 
gegenüber den dominierenden Wählern der 
Großstadt Krefeld nicht mehr zur Geltung kom-
men und der/die jeweilige Landtagsabgeordnete 
kann seinen/ihren Wahlkreis nicht mehr sachge-
recht im Landtag vertreten. 

Letztendlich lässt sich daraus ableiten, dass die 
Politikverdrossenheit zunehmen wird, wenn die 
Wählerinnen und Wähler aufgrund der räumli-
chen und strukturellen Trennung keinen Bezug 
zu ihrem Direktwahlkandidaten haben bzw. auf-
bauen können. 

Ein in dieser Weise angelegtes Gesetzesvorha-
ben kann ich aus tiefer persönlicher Überzeu-
gung nur ablehnen. 

Ralf Witzel (FDP):  

„Die Koalitionsfraktionen haben mit LT-DS 
16/9794 ein Wahlkreisgesetz für die kommende 
Landtagswahl 2017 initiiert, das auf der Vorlage 
16/2641 von Innenminister Ralf Jäger (SPD) ba-
siert, mit der dieser an verschiedenen Stellen im 
Land Vorschläge für einen Neuzuschnitt der 
Wahlkreise unterbreitet.  

In Reaktion darauf hat die FDP-Landtagsfraktion 
zu den folgenreichsten Verwerfungen bei Umset-
zung dieser Empfehlungen ihrerseits eine Bewer-
tung in LT-DS 16/8135 durch Vorlage des eige-
nen Antrags „Gegen einen willkürlichen und par-
teipolitisch motivierten Wahlkreiszuschnitt“ vor-
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genommen, die der Unterzeichner dieser Erklä-
rung als namentlicher Mitantragsteller unterstützt.  

SPD und Grüne sind in darauf folgenden Ge-
sprächen mit den anderen Fraktionen nicht allen 
Vorschlägen ihres Innenministers gefolgt, sodass 
die aktuelle Abstimmung über das Wahlkreisge-
setz landesweit erfreulicherweise nicht so 
schlimm und gravierend ausfällt, wie dies der In-
nenminister ursprünglich beabsichtigt hat. An 
mehreren Stellen sind die Vorschläge des In-
nenministers verworfen worden. 

Für das örtliche Zuständigkeitsgebiet meiner 
Heimatstadt Essen gibt es seitens der Koalitions-
fraktionen jedoch keinerlei Bereitschaft zu ir-
gendeiner auch nur teilweisen Änderung der Plä-
ne des Innenministers, sodass die folgenreichen 
Änderungen für die Stadt Essen nun voll zur Gel-
tung kommen. 

Diesen massiven Eingriff in die Wahlkreiseintei-
lung, den ich noch nie so eklatant erlebt habe, 
halte ich persönlich für grundfalsch und kann ihn 
nur ablehnen.  

Aufgrund der Verweigerungshaltung von SPD 
und Grünen gegen eine konstruktive, gemeinsam 
getragene Lösung bei der Essener Wahlkreisein-
teilung bleiben die inhaltlichen Feststellungen der 
FDP-Landtagsfraktion in LT-DS 16/8135 jeden-
falls für die Stadt Essen weiterhin voll gültig, zu 
denen der Antragsteller bereits am 10. März 
2015 wörtlich Folgendes festgestellt hat:  

„Die rot-grünen Absichten für den südlichen Es-
sener Landtagswahlkreis Nr. 68 sind ein ganz of-
fenkundiges Beispiel für den rein parteipolitisch 
motivierten Neuzuschnitt: Anstatt zur einzig na-
heliegenden historischen Lösung zu greifen und 
den erst 2005 dem südlichen Landtagswahlkreis 
hinzugefügten Stadtbezirk II (oder Teile davon) 
wieder auszugliedern, löst der Innenminister ge-
zielt an mehreren ganz unterschiedlichen Rän-
dern des WK 68 vier einzelne Stadtteile heraus.  

Bei genau diesen vier Stadtteilen handelt es sich 
um bürgerliche Hochburgen, die der SPD-
Direktkandidat bei den zurückliegenden Land-
tagswahlen nicht für sich gewinnen konnte, wäh-
rend die Herauslösung von Stadtteilen aus dem 
Stadtbezirk II Gebiete mit wechselnden Mehr-
heitsverhältnissen betrifft und daher ausgewogen 
wäre.  

Bezogen auf ein landesweit zwischen beiden 
großen Parteien ausgeglichenes Wahlergebnis 
wie beispielsweise des Jahres 2010 bedeutet 
dies: Der Stimmenvorsprung des CDU-
Direktkandidaten von über 1.000 Stimmen würde 
durch diesen Neuzuschnitt in einen Vorsprung 
des SPD-Kandidaten von knapp 2.000 Stimmen 
umgewandelt, also insgesamt eine wahlent-
scheidende Verschiebung von rund 3.000 Stim-
men zugunsten der SPD in zwei andere Wahl-

kreise vollzogen, in denen diese Stimmen für den 
Wahlausgang völlig unerheblich sind.  

Offensichtlicher kann interessengeleitete Wahl-
kreisgeometrie kaum aussehen. Entgegen allen 
Traditionen, den administrativen Grenzen mehre-
rer Stadtbezirke und landschaftlich sowie sozial-
räumlich bestehenden Zusammenhängen zu fol-
gen sollen nun künstliche Wahlkreisverläufe ge-
bildet werden, die im Ergebnis auf lange Zeit den 
Gewinn aller Essener Direktmandate durch SPD-
Kandidaten sicherstellen dürften.“ 

Meine gleichgerichtete Argumentation wird detail-
liert begründet, fachlich vertieft und mit Rechen-
beispielen untermauert in LT-DS 16/8092 und 
LT-DS 16/8393. Die von mir dort getätigten Aus-
sagen haben leider nicht an Aktualität verloren. 
Insbesondere die Nichtbeantwortung wichtiger 
Fragen seitens des Innenministers spricht Bände 
und dürfte nicht rein zufälliger Natur sein. 

Mein persönliches Fazit lautet:  

Der Neuzuschnitt der Essener Landtagswahlkrei-
se ist ein trauriges Musterbeispiel für interessen-
geleitete Wahlkreisgeometrie, die leider möglich 
ist, da allein eine einfache parlamentarische 
Mehrheit ausreicht, um derart unsachgemäße 
Entscheidungen durchzusetzen.  

Vor diesem Hintergrund hege ich persönlich gro-
ße Sympathie für eine Gesetzesänderung im 
Landesrecht, die analog zur Bestimmung der 
Wahlkreisgrenzen für Bundestagswahlkreise kei-
ne isolierten politischen Vorschläge allein des In-
nenministers vorsieht, sondern bei identifizierten 
Änderungsabsichten diese einer sachlichen Stel-
lungnahme und fachlichen Vorprüfung externer 
Experten zuführt. Solche Verfahrensweisen zur 
Objektivierung der Wahlkreiseinteilung sind auch 
in anderen Ländern international gebräuchlich 
und verhindern Willkür. Ich kann mir beim besten 
Willen nicht vorstellen, dass ein neutrales Gremi-
um anstelle eines in seinen Auswirkungen partei-
politisch neutralen Rückgriffs auf historische 
Wahlkreisgrenzen eine solche Filetierung des 
Essener Wahlgebietes empfohlen hätte, wie SPD 
und Grüne dies nun beschließen wollen. 

Die aktuellen Absichten von SPD und Grünen 
nehmen vielen Wählern in der Stadt Essen die 
Identifikation mit ihrem Wahlgebiet und führen zu 
Machtverschiebungen vor Ort, die ferner einen 
teuren Aufwuchs der Landtagsgröße durch Ver-
ursachung von Überhangmandaten bewirken. 

Ein in dieser Weise angelegtes Gesetzesvorha-
ben kann ich aus tiefer persönlicher Überzeu-
gung nur ablehnen. 
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